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Einleitung

I. Problemstellung

Aufgrund der Entwicklung der modernen Technologie produzieren moderne
Gesellschaften Entscheidungen, die sich den Folgerungen der Entscheidungen oft
nicht hinreichend bewusst sind und damit nur beschränkt befähigt sind, die Ver-
antwortung für deren langfristige Folgen zu übernehmen.1 Insbesondere in Bezug auf
politische Entscheidungsprozesse wird eine Diskrepanz zwischen dem Bedarf an
Prognose der langfristigen Auswirkungen von Entscheidungen und einer kurzfristig-
reaktiven Orientierung politischer Institutionen herausgestellt2 und die Notwen-
digkeit einer vorsorgeorientierten und nachhaltigen Politik erhoben. Das Leitbild des
Vorsorgeprinzips führt in Politik und Rechtswissenschaft zu einem Bedarf an
Konzeptionen und Instrumenten zur Bewertung und Steuerung des politischen und
administrativen Handelns aus einer ökologischen Perspektive. Vor diesem Hinter-
grund haben viele Länder eine Reihe unterschiedlicher Instrumente und Methoden
der vorsorgenden Politik hervorgebracht. In der vorliegenden Arbeit werden Um-
weltprüfungen als etablierte Vorsorgeinstrumente vorgestellt und untersucht, näm-
lich Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) und Strategische Umweltprüfung (SUP).

Seit der ersten Implementierung in den USA haben mehr als hundert Länder auf
derWelt Umweltprüfungen in ihremRechtssystem verankert. Die Umweltprüfungen
stellen sowohl in Deutschland als auch in Korea ein rechtlich geordnetes Verfahren
zur frühzeitigen und am Vorsorgeprinzip orientierten Ermittlung der unmittelbaren
und mittelbaren Auswirkungen eines Plans, Programms oder Projekts auf die Um-
welt dar. Die Umweltprüfungen dienen als Instrument der Umweltpolitik der Prä-
vention von unerwünschten Umweltauswirkungen durch einzelne Projekte oder
Pläne und spielen daher in der Praxis eine erhebliche Rolle. Die einzelnen Um-
weltprüfungen, die in Deutschland und Korea zum Einsatz kommen, sind nach
Verfahren, Form, Umfang und Intensität sehr unterschiedlich ausgestaltet. Teilweise
bringt die Einführung der Institutionen und Prinzipien in das nationale Recht dessen
Systembruch. Dies führt zu einem Wandel und zu einer Anpassung des nationalen
Verwaltungsrechts. Insofern liegt das Problem der vorliegenden Untersuchung in der
Frage, wie zwischen dem Interesse an der Fortentwicklung der Umweltprüfung, also
seiner notwendigen Flexibilität, und dem Interesse an seiner Durchführung, also
seiner Stabilität, ein angemessener Ausgleich gefundenwerden kann. Damit wird die

1 Adam, Timescapes of modernity, The environment and invisible hazards.
2 Böhret, Folgen. Entwurf für eine aktive Politik gegen schleichende Katastrophen, S. 199;

Jacob, PVS – Politische Vierteljahresschrift Sonderheft 39/2007, S. 11, 16.



vorliegende Arbeit mit dem deutschen und dem koreanischen Modell zwei grund-
legend unterschiedliche Umweltprüfungskonzepte als Vorsorgeinstrument heraus-
greifen und miteinander vergleichen.

II. Hintergrund der Forschung

Hintergrund dieser Untersuchung sind in erster Linie sowohl Regelungen als auch
legislative Veränderungen des UVPG, aus denen Unsicherheiten für die Rechtsan-
wendung resultieren können. Angestoßen durch die Richtlinien 85/337/EWG,3 97/
11/EG,4 2001/42/EG,5 2011/92/EU6 sowie 2014/52/EU7 wurde das deutsche Um-
weltprüfungssystem mit den stetigen Novellierungen des UVPG modifiziert und
erweitert. Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die SUP wurden seit der Ein-
führung der SUP in das UVPG im Jahr 2005 keinen beträchtlichen legislativen
Änderungen unterzogen. Außerdem ist Kritik an Einzelregelungen des deutschen
UVPG Hintergrund der Untersuchung. Diese bezieht sich auf die fehlenden In-
strumente zur Qualitätssicherung sowie auf das mangelhafte Qualitätsmanagement
für das Verfahren.8

Die Republik Korea hat bereits vor Erlass der EU-Richtlinie eine Prüfung von
Umweltauswirkungen auf gesetzlicher Grundlage eingeführt. Dies bietet die Gele-
genheit, die über dreißigjährige Erfahrung mit diesem Umweltvorsorgeinstrument
kennenzulernen. Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Umweltprüfungen
wurden in Korea in jüngerer Zeit Veränderungen unterzogen. Durch die Einführung
der SUP-Pflicht aus dem Jahr 2012 wurden viele Regelungen geschaffen, die noch
unbestimmt und interpretationsbedürftig sind und daher Unsicherheiten bei der
Anwendung beherbergen. Daneben ist Kritik an Einzelregelungen des koreanischen
UVPG Anlass der Untersuchung. Die koreanische SUP ist dem Vorwurf ausgesetzt,
dass die SUP die Planungsverfahren nur verzögert, gleichzeitig aber keinen aus-
reichenden Nutzen bietet. Eine solche Kritik richtet sich etwa gegen den sehr weit
gefassten Gegenstand der Umweltprüfungen, der auf den weiten Umweltbegriff

3 Richtlinie 85/337 des Rates vom 27.6.1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten.

4 Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 85/337/EWG vom 3.3.1997 über die
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten.

5 Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.6.2001 über
die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme.

6 Richtlinie 2011/82/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13.12.2011 über
die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten.

7 Richtlinie 2014/52/EU des europäischen Parlaments und des Rates vom 16.4.2014 zur
Änderung der Richtlinie 2011/92/EU über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten
öffentlichen und privaten Projekten.

8 Wende, Praxis der Umweltverträglichkeitsprüfung und ihr Einfluss auf Zulassungsver-
fahren, S. 3.
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zurückzuführen ist, und gegen den sehr eng gefassten Teilnehmerkreis der Bürger-
beteiligung.

III. Ziel der Untersuchung

Übergeordnetes Ziel der Untersuchung ist die systematische und vergleichende
Analyse der Instrumente zur Berücksichtigung von Umweltbelangen. Die Haupt-
voraussetzung des Vergleichs ist der Erkenntnisgewinn. Denn nur mit der Kenntnis
der rechtlichen Bestandsaufnahme können der konkrete rechtliche Veränderungs-
bedarf sowie die Verbesserungsvorschläge ermittelt werden. Dieselben Rechts-
grundsätze können zwar zur Schaffung einheitlichen Rechts beitragen, sie können
aber nicht die grundlegenden strukturellen Unterschiede zwischen den Rechtsord-
nungen der Staaten beseitigen. Es sind daher verschiedene Umsetzungskonzeptionen
denkbar, die jeweils dem Vorsorgegrundsatz und dem Ziel der Umweltprüfungen
Rechnung tragen sollen und sich trotzdem in der konkreten Ausgestaltung unter-
scheiden. Durch die Wahl von Form und Mitteln konnten die beiden Staaten die
durch die Umweltprüfungen vorgegebenen Anforderungen in ihre eigene Rechts-
ordnung einpassen. Es ist zunächst zu untersuchen, wie eine bestimmte Rechts-
materie im eigenen Rechtssystem gelöst wird.9

Aufgrund dieser Kenntnisse soll die Untersuchung dazu beitragen, die Ent-
wicklung der Umweltprüfungen in Deutschland und in Korea zu analysieren und die
von dort stammenden Positionen in Bezug auf die Umweltdiskussion darzulegen und
zu vergleichen. Es geht deshalb darum, Gemeinsamkeiten und Unterschiede beider
Modelle zu entdecken und festzustellen, ob und wie gegebenenfalls mit anderen
Konzeptionen eine ähnliche Lösung erzielt werden kann. Dabei wird erwartet, dass
bedeutende Probleme der Umweltprüfungen Koreas und Deutschlands aufgeklärt
und die Erfolgsbedingungen der Umweltprüfungen in beiden Ländern aufgezeigt
werden. Dies trägt dazu bei, das eigene Recht und die damit verbundenen Probleme
besser zu verstehen10 und den Defiziten der geltenden Rechtsordnung wirkungsvoll
zu begegnen.

Die vorliegende Untersuchung bleibt nicht bei einer rein deskriptivenDarstellung
des Rechts stehen. Der Vergleich hat den Zweck, nicht nur Unterschiede der Re-
gelungen zu verdeutlichen, sondern auch Anregungen für eine Weiterentwicklung
der Umweltprüfungsverfahren in den beiden Ländern zu geben. Weil das fremde
Gesetz für denGesetzgeber den Charakter einer Vorbildformulierung hat, dient es als
Muster für die eigene Regelung.11 Insbesondere in Bereichen, in denen beide Länder
bei der Ausgestaltung der Umweltprüfungen voneinander abweichen, können die

9 Starck, JZ 1997, S. 1021; Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung auf dem
Gebiet des Privatrechts, S. 33; Rheinstein, Einführung in die Rechtsvergleichung, S. 15, 26.

10 Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung auf dem Gebiet des Privatrechts,
S. 14; Starck, JZ 1997, S. 1021, 1023.

11 Seok, Die Rezeption des deutschen Verwaltungsrechts in Korea.
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